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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Althammer, Dr. Jobst und Genossen 
- Drucksache 7/3201 - 

betr. Wettbewerbsverzerrungen im europäischen Lastwagentransportverkehr 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 19. Fe- 
bruar 1975 - StV 3/26.20.40 - die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 


1. Wie stark ist der deutsche Anteil am europäischen Transport- 
verkehr mit LKWs seit 1955 prozentual abgesunken? 

Zahlen über den Umfang des europäischen Güterkraftverkehrs 
liegen nicht vor. Deshalb kann zur Höhe des prozentualen 
deutschen Anteils an diesem Verkehr keine Aussage getroffen 
werden. Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf den 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den übrigen europäischen Staaten. 

Das in diesem Verkehr beförderte Gütervolumen ist von rd. 4,2 
Mio t im Jahre 1955 auf rd. 64,8 Mio t im Jahre 1973 gestiegen. 
Dabei hat der Verkehr mit deutschen Lastkraftwagen von rd. 
2,5 Mio t auf rd. 23,3 Mio t zugenommen. Der Verkehr mit aus- 
ländischen Lastkraftwagen hat sich in diesem Zeitraum von 
rd. 1,7 Mio t auf rd. 41,5 Mio t erhöht. Daraus ergibt sich, daß 
der prozentuale deutsche Anteil von 60,3 v. H. im Jahre 1955 
auf 35,9 V. H. im Jahre 1973 abgesunken ist. Diese rückläufige 
Entwicklung hat sich in den letzten Jahren deutlich verlang- 
samt. Der prozentuale deutsche Anteil ist in der Zeit von 1963 
bis 1973 nur noch um 2,1 v. H. zurückgegangen. 

Im übrigen ist die Entwicklung auf den einzelnen Verkehrs- 
relationen unterschiedlich verlaufen. Im Verkehr mit einer 
Reihe von Ländern ist die deutsche Beteiligungsquote nicht nur 
absolut, sondern auch prozentual angestiegen. 
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2. Welche Gründe sind nach Auffassung der Bundesregierung 
ursächlich für das starke Absinken des deutschen Anteils am 
europäischen Transportwesen mit LKWs? 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist die Entwicklung der 
deutschen Beteiligungsquote am grenzüberschreitenden Güter- 
kraftverkehr zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
übrigen europäischen Staaten auf das Zusammenwirken meh- 
rerer Faktoren zurückzuführen. Ungünstig wirkt sich aus, daß 
bei der Harmonisierung der staatlich beeinflußten Wettbe- 
werbsbedingungen, z. B. bei den Maßen und Gewichten und bei 
den Kraftfahrzeugsteuern, im Rahmen der Europäischen Ge- 
meinschaften noch keine nennenswerten Fortschritte erzielt 
worden sind. Auch sonstige Kostenvorteile der ausländischen 
Unternehmer, z. B. bei den Personalkosten, sind von Bedeutung. 
Außerdem dürfte die im langjährigen Durchschnitt gute Beschäf- 
tigung im Binnenverkehr den Anteil der deutschen Unterneh- 
mer am grenzüberschreitenden Verkehr beeinflußt haben. Zu 
berücksichtigen ist hierbei, daß das durchschnittliche Beförde- 
rungsentgelt im Binnenverkehr generell höher ist als im grenz- 
überschreitenden Verkehr. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß deutsche Frachtunterneh- 
men Firmen ins Ausland verlagern, um bessere Standortbedin- 
gungen zu erhalten? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß in Einzelfällen deutsche 
Frachtunternehmen Firmen ins Ausland verlagern. 


4. Wie hoch ist der Anteil des ausländischen Charter-Verkehrs 
durch deutsche Spediteure zum Schaden der deutschen Trans- 
portunternehmen? 

Die Bundesregierung hat keine Unterlagen, aus denen entnom- 
me werden könnte, in welchem Umfang deutsche Spediteure 
ausländische Güterkraftverkehrsunternehmer im grenzüber- 
schreitenden Verkehr einsetzen. 

Die Beschäftigung von Transportunternehmern eines Staates 
durch Spediteure eines anderen Staates ist international üblich. 
Dabei handelt es sich vor allem um die Beschaffung von Rück- 
ladungen in den Heimatstaat des Transportunternehmers. Nach 
Auffassung der Bundesregierung entsteht durch diese Zusam- 
menarbeit zwischen Verkehrstreibenden verschiedener Staaten 
gesamtwirtschaftlich kein Nachteil. 


5. Ist der Bundesregierung bekannt, daß zunehmend deutsche 
Frachtfirmen von ausländischen Transportunternehmen aufge- 
kauft werden? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß zunehmend deutsche 
Frachtfirmen von ausländischen Transportunternehmen auf- 
gekauft werden. 
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6. Ist der Bundesregierung bekannt, daß andere EWG-Staaten die 
gemeinsamen Vorschriften über den LKW-Verkehr nicht be- 
achten, keine Vollzugsvorschriften erlassen haben, weder Kon- 
trollen noch Strafen durchsetzen, während in der Bundesrepu- 
blik Deutschland die Beachtung dieser Vorschriften streng kon- 
trolliert und Verstöße schwer bestraft werden? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß Beachtung und Vollzug 
der gemeinsamen Vorschriften über den LKW-Verkehr in ande- 
ren EG-Staaten nicht unproblematisch sind. Ihr ist auch bekannt, 
daß hinsichtlich der Kontroll- und Ahndungsmaßnahmen in ein- 
zelnen Bereichen, wie z.B. bei den Sozialvorschriften für den 
Straßenverkehr, noch gewisse Unterschiede in den einzelnen 
Mitgliedstaaten bestehen. Die Bundesregierung unterstützt des- 
halb die EG-Kommission nachdrücklich bei ihren Bemühungen, 
auch auf diesen Gebieten eine gleichmäßige und gleichgewich- 
tige Anwendung der Vorschriften zu erreichen. Auch in bilate- 
ralen Kontakten nimmt die Bundesregierung jede Gelegenheit 
wahr, auf eine Harmonisierung dieser Vorschriften und ihrer 
Durchführung hinzuwirken. Die in der Bundesrepublik Deutsch- 
land geltenden Kontroll- und Ahndungsvorschriften werden 
gegenüber In- und Ausländern gleichmäßig angewendet. Das 
Maß der Ahndung richtet sich stets nach der Schwere des 
Verstoßes. 


7. Wie will die Bundesregierung erreichen, daß die Vorschriften 
über Mindest-PS-Leistungen bei LKWs (pro Tonne Gesamt- 
gewicht) EWG-einheitlich gestaltet werden? 


Im Rahmen der Beseitigung von Handelshemmnissen beschäf- 
tigen sich die Europäischen Gemeinschaften bereits seit einer 
Reihe von Jahren mit der Harmonisierung der kraftfahrzeug- 
technischen Vorschriften der Mitgliedstaaten. Nach der Ver- 
öffentlichung der Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug- 
anhänger muß auch eine Einzelrichtlinie über das Verhältnis 
der Motorleistung zum Höchstgewicht verabschiedet werden. 
Bei den Beratungen der EG über die Gewichte und Abmessun- 
gen von Kraftfahrzeugen und ihren Anhängern ist deshalb 
auch die Frage der Mindestmotorleistung erörtert worden. Je- 
doch läßt sich gegenwärtig noch nicht übersehen, wann die 
Frage der Abmessungen und Gewichte und damit der Mindest- 
motorleistung von Kraftfahrzeugen abschließend geregelt sein 
wird. 


8. Ist der Bundesregierung bekannt, daß seit I 1/2 Jahren die 
Umsatzsteuer-Rückvergütungen aus Italien nicht geleistet wer- 
den, und wie will die Bundesregierung für die geschädigten 
deutschen Firmen einen Ausgleich schaffen? 


9. Ist die Bundesregierung bereit, für eine Vereinfachung des Ver- 
fahrens bei der Umsatzsteuer-Rückvergütung insbesondere mit 
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Frankreich und Italien zu sorgen, wobei einheitliche Regelungen 
bei Dieselkraftstoff und Spesen erforderlich sind? 


Wegen des Sachzusammenhanges werden die Fragen 8 und 9 
zusammen beantwortet. 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß die Rückerstattung der 
italienischen Mehrwertsteuer an deutsche Transportunterneh- 
mer bis 1974 praktisch kaum möglich war. Die italienische 
Regierung hat jedoch mit Wirkung vom 1. Januar 1975 die 
Mehrwertsteuer-Rückerstattung an nicht-italienische Unterneh- 
mer bei Benennung eines Steuervertreters allgemein zugelas- 
sen. Für eine wesentliche Verbesserung hatte sich die Bundes- 
regierung mehrfach bei der italienischen Regierung eingesetzt. 

Eine Entschädigung für steuerliche Nachteile, die sich aus der 
Gesetzgebung eines anderen Staates ergeben, kann aus grund- 
sätzlichen Erwägungen nicht in Betracht kommen. 

Allgemein gilt auch, daß das Ausmaß der Wettbewerbsver- 
zerrung, die aus einer Nicht-Rückerstattung entsteht, verhält- 
nismäßig gering ist: Die Käufe von Gütern und die Bezüge der 
Dienstleistungen im Ausland (Treibstoff, Reparaturen, Verpfle- 
gung und Unterkunft für das Fahrpersonal) machen nur einen 
Teil der beim Güterkraftverkehr anfallenden Gesamtkosten aus, 
und die Mehrwertsteuer ist ihrerseits auch nur ein Teilbetrag 
dieser Ausgaben. Hinzu kommt noch, daß sowohl in Frankreich 
als auch in Italien die Mehrwertsteuer auf bestimmte Kosten 
auch für dort ansässige Unternehmer nicht absetzbar ist; inso- 
weit liegt eine Schlechterstellung der deutschen Unternehmer 
nicht vor. 

Die Bundesregierung hält es jedoch ebenso wie die betroffenen 
Unternehmer für wünschenswert, in allen EG-Mitgliedstaaten zu 
einer einheitlichen Regelung der Mehrwertsteuer-Rückerstat- 
tung an ausländische Unternehmer zu gelangen. Sie unterstützt 
daher die EG-Kommission in ihrem Bemühen, diese Frage im 
Rahmen der dem Rat gegenwärtig vorliegenden 6. Richtlinie 
zur Harmonisierung der Umsatzsteuer für alle Mitgliedstaaten 
verbindlich zu regeln, und setzt sich daher nachdrücklich für 
eine baldige Verabschiedung dieser Richtlinie ein. Es muß aller- 
dings berücksichtigt werden, daß die Harmonisierung des Steu- 
errechts wegen der unterschiedlichen nationalen Interessen ein 
komplizierter und langfristiger Prozeß ist. 


10. Wie hoch ist die steuerliche Mehrbelastung des deutschen 
LKW-Transportgewerbes gegenüber den anderen EWG-Staa- 
ten, insbesondere durch die Kfz- und Mineralölsteuer? 


Die unterschiedliche Belastung mit Kraftfahrzeugsteuer ergibt 
sich aus folgender Übersicht: 


Belgien 

Bundesrepublik Deutschland 


32-t-Lastzug 
2748 DM 
6815 DM 


38-t-Lastzug 
3205 DM 
9365 DM 
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Dänemark 

5608 DM 

6118 DM 

Frankreich 

325 DM 

325 DM 

Großbritannien 

2009 DM 

2009 DM 

Italien 

1018 DM 

1096 DM 

Luxemburg 

1380 DM 

1618 DM 

Niederlande 

2187 DM 

2346 DM 


In Einzelfällen können sich Abweichungen ergeben. Zu berück- 
sichtigen ist auch, daß die beiden Lastzugtypen, die einheitlich 
den Berechnungen zugrunde gelegt worden sind, nicht in allen 
Ländern zugelassen und auch nicht überall repräsentativ sind. 
Außerdem gibt es Sonderregelungen; z. B. wird in Dänemark 
ein Teil der Steuer für Auslandsfahrten rückerstattet. 

Trotz dieser Einschränkungen zeigt der Vergleich, daß die deut- 
sche Kfz-Steuer innerhalb der EWG am höchsten ist. Bei der 
Anhebung der Kfz-Steuer für schwere Nutzfahrzeuge durch das 
Verkehrsfinanzgesetz 1971 waren sich Bundesregierung, Bun- 
destag und Bundesrat darin einig, daß die Antastung der vom 
Schwerlastverkehr verursachten Wegekosten Priorität haben 
muß, zumal die Kfz-Steuer nur einer von zahlreichen Faktoren 
im internationalen Wettbewerb ist und in Deutschland nur etwa 
5 V. H. der Gesamtkosten eines Schwerlastzuges ausmacht. 

Schon wegen der bestehenden großen LFnterschiede in der Kfz- 
Steuerbelastung für schwere Lastzüge mißt die Bundesregierung 
der Harmonisierung der Steuerstrukturen für Nutzfahrzeuge im 
Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik der EG einen hohen 
Stellenwert bei. Zumindest mittelfristig muß sich der Harmoni- 
sierung der Steuerstrukturen auch eine Annäherung der Steuer- 
sätze anschließen. 

Die Mineralölsteuersätze für Dieselkraftstoff betragen je 100 
Liter: 


Belgien 

18,65 

DM 

Bundesrepublik Deutschland 

41,15 

DM 

Dänemark 

— 

DM 

Frankreich 

22,61 

DM 

Großbritannien 

28,33 

DM 

Italien 

18,70 

DM 

Luxemburg 

7,61 

DM 

Niederlande 

17,72 

DM 


Sie bewirken trotz sehr unterschiedlicher Höhe im grenzüber- 
schreitenden Verkehr keine Wettbewerbsverzerrungen zu La- 
sten deutscher Unternehmen. Bei der Einfahrt in die Bundes- 
republik ist der im Ausland getankte Treibstoff zu versteuern, 
wird also mit der deutschen Mineralölsteuer belastet. Lediglich 
eine Menge von 50 Litern wird abgabenfrei belassen (Tank- 
inhalt von LKW's 400 bis 600 1). Diese Freimenge steht auch 
deutschen Unternehmen zu. Befahren ausländische und deut- 
sche Unternehmen im grenzüberschreitenden Verkehr dieselbe 
Strecke, so unterliegt daher der verbrauchte Treibstoff der glei- 
chen mineralölsteuerlichen Belastung. 
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11. Will die Bundesregierung dafür sorgen, daß die existenz- 
bedrohenden Steuer- und Wettbewerbsnachteile der deutschen 
Transportunternehmen beseitigt oder ausgeglichen werden? 

Die Bundesregierung ist bemüht, Wettbewerbsnachteile zu 
Lasten der deutschen Unternehmer abzubauen, soweit dies mög- 
lich ist und soweit bei Zielkonflikten nicht Prioritäten in ande- 
ren Bereichen deni entgegenstehen. Insbesondere im Rahmen 
der EG drängt die Bundesregierung intensiv auf eine Harmoni- 
sierung der durch staatliche Maßnahmen beeinflußten Wett- 
bewerbsbedingungen. Allerdings hält die Bundesregierung die 
bestehenden Wettbewerbsnachteile keineswegs für existenz- 
bedrohend. Zwar ist der Marktanteil der deutschen Unterneh- 
mer auf einzelnen internationalen Verkehrsrelationen gesun- 
ken. Gleichzeitig sind aber die von den deutschen Unterneh- 
mern im grenzüberschreitenden Straßengüterverkehr beförder- 
ten Gütermengen und die dabei erbrachten Verkehrsleistungen 
stark angestiegen. 


12. Wie hoch ist der Anteil der Transportleistungen im Inter- 
zonenverkehr von bundesdeutschen Unternehmen einerseits 
und mitteldeutschen Unternehmen andererseits? 


Am Güterkraftverkehr mit der DDR und Berlin (Ost) (1973 
knapp 2,2 Mio t) hatten Fahrzeuge aus dem Bundesgebiet ein- 
schließlich Berlin (West) - gemessen an der Zahl der Fahrten 
mit Ladung - 1973 einen Anteil von 39,9 v. H. und 1974 bei 
etwa gleichstarkem Gesamtverkehr von schätzungsweise 43,5 
V. H, (Schätzung auf Grund von elf Monatsergebnissen). 


13. Ist der Bundesregierung bekannt, daß einige osteuropäische 
Staatshandelsländer deutsche Transportunternehmen durch Ge- 
bühren und Steuern besonders belasten, die von Unternehmen 
aus den osteuropäischen Ländern nicht verlangt werden? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß deutsche Transportunter- 
nehmen in einigen osteuropäischen Ländern Gebühren oder 
Steuern entrichten müssen, die von Unternehmen aus osteuro- 
päischen Ländern nicht verlangt werden. Diese unterschiedliche 
Behandlung ist darauf zurückzuführen, daß die osteuropäischen 
Länder durch bilaterale Abkommen untereinander weitgehend 
eine gegenseitige Befreiung von Straßengebühren oder -steuern 
vereinbart haben. Die Bundesrepublik Deutschland hat bislang 
nur mit Rumänien ein solches Abkommen abgeschlossen. 


14. Welche Maßnahmen will die Bundesregierung ergreifen, um 
Wettbewerbsverzerrungen bei Staatshandelsländern auszu- 
gleichen? 

Mit einer Reihe von Ländern bestehen bilaterale Abkommen 
zur Regelung des grenzüberschreitenden Straßengüterverkehrs. 
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In den danach vorgesehenen regelmäßigen Verhandlungen mit 
diesen Staaten ist die Bundesregierung bemüht, bestehende 
Wettbewerbsverzerrungen auszugleichen. Die Bundesregierung 
strebt den Abschluß entsprechender Abkommen mit weiteren 
Ländern an, um auch dort Verbesserungen für das deutsche 
Transportgewerbe zu erreichen. Insbesondere versucht die Bun- 
desregierung, durch eine restriktive Handhabung der bilatera- 
len Genehmigungskontingente eine Beteiligung der deutschen 
Transportunternehmer an diesem Verkehr sicherzustellen. 
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